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Bundesrätkiche Entscheide in Sachen interkantonaler
Streitfälle über Auslegung des Konkordates betr. wohn-

örtliche Unterstützung.

v.
Der ledige A. K. aus dem Kanton Bern, in Basel wohnhaft, wiederholt

wegen Trunkenheit, Skandal, Streit, Lärm, Unfug, Beschimpfung, Körperverletzung

usw. gerichtlich bestraft, im Jahr 1916 und 1917 in der bernischen
Zwangsarbeitsanftalt und der bernischen Trinkerheilstätte versorgt, sollte im
Oktober 1926 auf Verlangen des Polizeidepartements Basel neuerdings im
Kanton Bern versorgt werden. Die bermsche Armendirektion lehnte die heimatliche

Versorgung aber ab. Im Januar 1921 wurde 5t. wegen Körperverletzung
vom Strafgericht Basel mit Gefängnis bestraft und auf Grund von Art. 46
der Bundesverfassung für die Dauer von zehn Jahren aus dem Gebiete des
Kantons Baselstadt ausgewiesen. Die kantonale Armendirektion Bern
verlangte nun, daß Basel gemäß Z S und 16 des Konkordates hst an die Kosten der
Anstaltsversorgung des K. im Kanton Bern trage, worauf Basel unter
Hinweis auf Art. 13 des Konkordates nicht eintreten wollte.

Es handelt sich also um die Frage: in welcher Beziehung stehen zu einander
die Art. 13 („Durch den Beitritt zum Konkordat verzichtet der Wohnkanton
gegenüber den Angehörigen eines Konkordatskantons, welche im Sinne des

Art. 2, Abs. 1, im Wohnkanton unterstlltzungsberechtigt sind, auf das Recht,
ihnen wegen Beanspruchung der öffentlichen Wohltätigkeit die Wohnberechtigung
gemäß Art. 46 der Bundesverfassung zu entziehen. — Die armenpolizeiliche
Heimschaffung wird indessen ausnahmsweise zugelassen in dem Falle, wo
nachweisbar die Unterstützungsbedürftigkeit herbeigeführt wird durch fortgesetzte

arge Mißwirtschaft, unverbesserliche Liederlichkeit oder gänzliche Verwahrlosung.
Für das Verfahren gilt Art. 46, Abs. 3 und 6, der Bundesverfassung.") und 16

des Konkordates („Abgesehen von den Fällen des Art. 14 fHeimruf Unterstützter
durch den Heimatkantonf werden bei Anstaltsversorgung eines Unterstützten die

Kosten zwischen dem Wohnkanton und dem Heimatkanton nach Maßgabe des Art.
6 verteilt, in der Meinung, daß der Zeitpunkt, in dem die Anstaltsversorgung
beschlossen worden ist, für die Verteilung der Kosten während der ganzen Dauer
der Versorgung maßgebend sein soll"), und in welcher Beziehung steht Art. 13 des
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Konkordates zu Art. 45 der Bundesverfassung (Entzug der Niederlassung wegen
wiederholter gerichtlicher Bestrafung oder dauernder Belastung der öffentlichen
Wohltätigkeit)?

Der Bundesrat hat unterm 23. Oktober 1921 folgendermaßen entschieden:
1. Art. 15 regelt die Kostenverteilnng zwischen Wohn- und Heimatkanton

im Falle der Anstaltsversorgung eines Unterstützungsberechtigten. Als
Ausnahme von der hier aufgestellten Borschrift der Kostenverteilung wird der Fall
des Art. 14 ausdrücklich angeführt, d. h. der Fall, in welchem der Heimatkanton
berechtigt ist, den Heimruf eintreten zu lassen, wobei alsdann die ganze weitere
Unterstützung zu Lasten des Heimatkantons fällt.

2. Gemäß Art. 13, Abs. 1, verzichtet jeder Konkordatskanton gegenüber den
Angehörigen der übrigen Konkordatsstände auf das den Kantonen aus Art. 45
der Bundesverfassung zustehende Recht der Heimschaffung unterstützungsbedürftiger

Personen. Abs. 2 des gleichen.Konkordatsartikels stellt dieses verfassungsmäßige

Recht der Kantone wieder her für den Fall, daß der Verarmte seinen
Zustand durch grobes Selbstverfchulden verursacht hat. Das Konkordat tritt
für diese Falle gänzlich außer Wirkung, so daß das Verhältnis zwischen den
beteiligten Kantonen ausschließlich durch die Bundesverfassung geregelt wird,
wie ja auch die ausdrückliche Berufung auf Art. 45, Abs. 3 und 5, der
Bundesverfassung andeutet. Diese Auffassung hat bei den Beratungen des Konkordates
ausnahmslos vorgeherrscht. Da die Fälle des Art. l3, Abs. 2, von vorneherein
außerhalb des Konkordates gestellt find, so erschien eS Wohl als unnötig, sie in
Art. 15 noch ausdrücklich auszunehmen. Der Umstand, daß Art. 15 als
Ausnahme von der konkordatsmätzigen Kostenverteilung einzig den Fall des Heimrufes

(Art. 14) bezeichnet, darf daher nicht zur Auslegung des Art. 13, Abs. 2,

herangezogen werden.

Den Schutz gegen willkürliche Inanspruchnahme der durch Art. 13, Abs. 2,

gewährten ausnahmsweisen Heimschaffnngsbefugnis würde vorkommenden
Falls die oberinstanzliche Beurteilung durch den Bundesrat zu bilden haben.
Daß im vorliegenden Falle die Voraussetzungen zur Anwendung dieser
Ausnahmebestimmung gegeben waren, steht nicht in Frage. Da also die Ausweisung
des K. aus dem Kanton Basel-Stadt auf Grund des allgemeinen Bundesrechts
erfolgt ist, kann dem Heimatkanton Bern ein Anspruch gegenüber dem Kanton
Basel-Stadt auf teilweise Uebernahme der Versorgungskosten nicht zugestanden
werden.

3. Bei dieser Rechtslage kann der Tatsache, daß die Ausweisung K. aus
strafrechtlichen Gründen erst nach Anhängigmachung des armenpolizeilichen
Heimschaffungsbegehrens erfolgte, keine Bedeutung beigemessen werden: im
einen wie im andern Falle trifft die Bersorgungslast ausschließlich den

Heimatkanton.

4. Es ergibt sich aus dem Gesagten, daß der angefochtene Entscheid des

Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt geschützt werden muß.

Demgemäß wird erkannt:
1. Der Rekurs des Regierungsrates des Kantons Bern gegen den

Entscheid des Regierungsrates des Kantons Bafel-Stadt vom 20. August 1921 in
Sachen der Unterstützung des A. K. wird abgewiesen.

2. Demnach fallen die Kosten der Anstaltsversorgung und der weitern
Unterstützung des A. K. ausschließlich zu Lasten des Kantons Bern.
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